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Bekanntmachungen des Landkreises 

Einladung zur 4. öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des Kreisausschusses am 

Montag, dem 23.03.2020, um 17:00 Uhr.  

Die Sitzung findet im Kreisausschusssaal, Am Nuthefließ 2 in 14943 Luckenwalde statt. 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

 1   Eröffnung der Sitzung und Bestätigung der Tagesordnung  

 2   Einwendungen gegen die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des 

Kreisausschusses am 27.01.2020 

 

 3   Einwohnerfragestunde  

 4   Mitteilungen der Vorsitzenden und der Verwaltung  

 5   Information zur Notfallversorgung im Rahmen Rettungsdienst 

- Herr Dr. Wagner, Landkreistag Brandenburg 

- Herr Mieles, Werkleiter Eigenbetrieb Rettungsdienst 

 

    Beschlussvorlagen für den Kreisausschuss als Werksausschuss  

 6   1. Änderung Wirtschaftsplan 2020 Eigenbetrieb Rettungsdienst Tel-

tow-Fläming 

6-4112/20-

EB 

    Beschlussvorlagen  

 7   Treuhandvertrag über die Erweiterung von Vorfeld- und Rollwegflä-

chen am Flugplatz Schönhagen 

6-4116/20-

LR 

    Informationsvorlagen  

 8   Sponsoringbericht des Landkreises Teltow-Fläming für das Jahr 2019 6-4122/20-I 

 9   Anfragen der Abgeordneten  

Nicht öffentlicher Teil 

 10   Einwendungen gegen die Niederschrift der nicht öffentlichen Sitzung 

des Kreisausschusses am 27.01.2020 

 

    Beschlussvorlagen  

 11   Vereinbarung über das Bauvorhaben K 7220 - Ortsdurchfahrt Ruhls-

dorf 

6-4113/20-I 

 12   Mitteilungen der Vorsitzenden und der Verwaltung  

 13   Anfragen der Abgeordneten  

Luckenwalde, 12. März 2020 

Kornelia Wehlan 

Die Vorsitzende  
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Die Tagesordnung wird gemäß § 131 Abs. 1 in Verbindung mit § 50 Abs. 4 der Kommunalver-

fassung des Landes Brandenburg (BbgKVerf) im Amtsblatt für den Landkreis Teltow-Fläming 

bekannt gemacht. 

 

 

Luckenwalde, 13. März 2020 

 

 

 

 

Kornelia Wehlan 

Landrätin 
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Allgemeinverfügung Landkreis Teltow-Fläming für Reiserückkehrende aus 

Risikogebieten und besonders von der Ausbreitung des Coronavirus  SARS-CoV-2 und 

COVID-19 betroffenen Gebieten zur Beschränkung des Besuchs von Schulen,  

Kindertageseinrichtungen, Kindertagespflegestellen und stationären Einrichtungen der 

Pflege- und Eingliederungshilfe 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 (COVID-19) hat sich in kurzer Zeit weltweit verbrei-

tet. Auch in Deutschland gibt es mittlerweile eine Reihe von Fällen, meist in Verbindung mit 

Reisen in Risikogebiete und aus besonders betroffenen Regionen. Die Erkrankung COVID-19 

verläuft in den meisten Fällen als grippaler Infekt und ist von einem Schnupfen oder einer ech-

ten Grippe (Influenza) klinisch nicht zu unter- scheiden.    

 

Auf der Grundlage von § 3 Abs 5 S 1 des Brandenburgischen Gesundheitsdienstgeset-

zes ( Bbg GDG) in Verbindung mit  § 28 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetz (IfSG) so-

wie der Weisung des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbrau-

cherschutz des Landes Brandenburg wird folgende Allgemeinverfügung erlassen:   

 

1. Personen, die sich in einem internationalen Risikogebiet oder einem besonders betroffe-

nen Gebiet in Deutschland entsprechend der jeweils aktuellen Festlegung durch das Ro-

bert Koch-Institut   

(RKI) aufgehalten haben, dürfen für einen Zeitraum von 14 Tagen seit Rückkehr folgende 

Einrichtungen nicht betreten:   

b. Einrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 4 IfSG (Kindertageseinrichtungen und Kinder-

horte, erlaubnispflichtige Kindertagespflegestellen, Schulen und Heime, in denen 

überwiegende minderjährige Personen betreut werden) sowie andere betriebserlaub-

nispflichtige Einrichtungen nach § 45 SGB VIII,   

c. Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 3 bis 5 IfSG (Kran-

kenhäuser, Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, in denen eine den Kranken-

häusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt, Dialyseeinrichtungen, Tages-

kliniken),   

d. stationäre Einrichtungen der Pflege und der Eingliederungshilfe und 

e. Hochschulen.   

Die Risikogebiete und besonders betroffene Gebiete sind unter 

https://www.rki.de/DE/Content/In-fAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete.html tages-

aktuell abrufbar.   

Als Aufenthalt nach Satz 1 gilt nicht ein nur kurzzeitiger Kontakt zum Beispiel im Rahmen 

eines Tankvorgangs, einer Kaffeepause oder eines Toilettengangs.   

Von den Betretungsverboten jeweils ausgenommen sind Angehörige der Polizei, von Ret-

tungsdiensten, der Feuerwehr, dem Zivil- und Katastrophenschutz und sonstigen ver-

gleichbaren Berufsgruppen. Ebenfalls von den Betretungsverboten unter Ziffer 1 Buchsta-

ben b und c ausgenommen sind behandlungsbedürftige Personen, nächste Angehörige 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete.html
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von behandlungsbedürftigten Minderjährigen und palliativ-medizinisch behandelten Perso-

nen, Betreuerinnen und Betreuer von behandlungsbedürftigen Betreuten sowie  die in der 

jeweiligen Einrichtung für die Aufrechterhaltung des Betriebs notwendigen Beschäftigten.   

1. Wenn eine nach Ziffer 1 verpflichtete Person minderjährig ist, so hat derjenige für die Ein-

haltung der diese Person treffende Verpflichtung zu sorgen, dem die Sorge für diese Per-

son zusteht. Die gleiche Verpflichtung trifft Betreuerinnen oder Betreuer einer von der Ver-

pflichtung nach Ziffer 1 betroffenen Person, soweit die Erfüllung dieser Verpflichtungen zu 

deren oder dessen Aufgabenkreis gehört. Sie sind unter Berücksichtigung der Vorausset-

zungen in Ziffer 1 verpflichtet, keine Betreuungsangebote von Kindertageseinrichtung, 

Kindertagespflegestelle oder Heimen in Anspruch zu nehmen. 

2. Erhalten die Träger oder die mit den Leitungsaufgaben in den jeweiligen Einrichtungen 

beauftragten Personen der in Ziffer 1 benannten Einrichtungen Kenntnis davon, dass die 

Voraussetzung nach Ziffer 1 vorliegt, dürfen die betreffenden Personen für einen Zeitraum 

von 14 Tagen seit Rückkehr aus dem Risikogebiet oder des besonders betroffenen Ge-

biets nicht betreut oder beschäftigt werden. 

3. Die Allgemeinverfügung tritt mit Wirkung ab 14. März 2020 in Kraft. 

Begründung   

Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festge-

stellt, so trifft die zuständige Behörde die nach § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG notwendigen Schutz-

maßnahmen, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krank-

heiten erforderlich ist.   

Unter den Voraussetzungen des § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG kann die zuständige Behörde zu-

dem Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen einer größeren Anzahl von Menschen be-

schränken oder verbieten, die eine Verbreitung von Krankheitserregern begünstigen.   

Die Landrätin ist nach § 3 Absatz 5 Satz 1 des Brandenburgischen Gesundheitsdienstgesetz 

(BbgGDG) die zuständige Behörde im Sinne des IfSG und nach § 28 Absatz 1 Satz 1 

IfSG für den Erlass von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 

Krankheiten zuständig.  

Nach § 2 Nummer 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes ver-

mehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches trans-

missibles Agens, dass bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit verursachen 

kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger gemäß § 2 Nummer 1 

IfSG.   

Für Reiserückkehrende aus internationalen Risikogebieten oder von der Ausbreitung des 

Coronavirus  SARS-CoV-2 besonders betroffenen Gebieten in Deutschland wird für den durch 

die Inkubationszeit definierten Zeitraum von 14 Tagen nach Ankunft aus einem der fraglichen 

Gebiete ein Verbot zum Betreten  der in Ziffer 1 Buchstaben a bis d definierten Einrichtun-

gen verhängt. Die Maßnahme dient dazu, die Ausbreitung des neuen Erregers einzudäm-

men sowie den Schutz vulnerabler Personengruppen sicher- zustellen. Darüber hinaus tragen 

die Maßnahmen für die erfassten medizinischen Einrichtungen auch zur Aufrechterhaltung der 

Versorgungskapazitäten bei. Ausreichend ist, dass die entsprechende Festlegung der Gebiete 

durch das RKI innerhalb der 14-Tages-Frist erfolgt.    
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Die für die in Ziffer 1 Buchstaben b und c geregelten Ausnahmen vom Betretungsverbot sind 

unter anderem zur Aufrechterhaltung der gesundheitlichen und pflegerischen Versorgung der 

Bevölkerung im Land Brandenburg zwingend erforderlich. Zudem sind die weiteren Ausnah-

men aus Gründen des familiären und sozialen Zusammenhalts geboten.    

Ziel der Allgemeinverfügung ist es, die Übertragungswege von SARS-CoV-2 zu unterbrechen 

und das Risiko einzudämmen, ohne dabei das öffentliche Leben gänzlich zum Stillstand zu 

bringen. Um dies sicherzustellen, ist die hier verfügte Untersagung erforderlich und geboten. 

Mildere, gleich wirksame Mittel zur Erreichung dieses Zwecks sind nicht ersichtlich. Die Allge-

meinverfügung ist angemessen, da sie nicht außer Verhältnis zu dem in der Allgemeinverfü-

gung angestrebten Schutz höherwertiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit der 

Bevölkerung steht.   

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Absatz 3 IfSG in Ver-

bindung mit § 16 Absatz 8 IfSG. Rechtsbehelfe haben somit keine aufschiebende Wirkung. 

Auf die Strafvorschrift des § 75 Absatz 1 Nummer 1 IfSG wird hingewiesen.   

Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben (§ 1 

Absatz 1 Satz 1 VwVfGBbg in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVfG). Die Veröffentli-

chung erfolgt am 13. März 2020 im Amtsblatt des Landkreises Teltow-Fläming. Sie ist nicht 

befristet, wird aber bei entsprechender erneuter Risikoeinschätzung ganz oder teilweise auf-

gehoben.   

Rechtsbehelfsbelehrung  

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-

spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Landrätin des Landkreises Teltow-Flä-

ming, Am Nuthefließ 2, 14943 Luckenwalde schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen.  
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Allgemeinverfügung des Landkreises Teltow-Fläming zum Umgang mit größeren 

Veranstaltungen im Zuge der Ausbreitung des Coronavirus SARS- CoV-2 und COVID-19 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das neuartige Coronavirus SARS-CoV-2 (COVID-19) hat sich in kurzer Zeit weltweit verbrei-

tet. Auch in Deutschland gibt es mittlerweile eine Reihe von Fällen, meist in Verbindung mit 

Reisen in Risikogebiete und aus besonders betroffenen Regionen. Die Erkrankung COVID-19 

verläuft in den meisten Fällen als grippaler Infekt und ist von einem Schnupfen oder einer ech-

ten Grippe (Influenza) klinisch nicht zu unterscheiden. 

Auf der Grundlage von § 3 Abs 5 S 1 des Brandenburgischen Gesundheitsdienstgeset-

zes ( Bbg GDG) in Verbindung mit  § 28 Absatz 1 des Infektionsschutzgesetz (IfSG) so-

wie der Weisung des Ministeriums für Soziales, Gesundheit, Integration und Verbrau-

cherschutz des Landes Brandenburg wird folgende Allgemeinverfügung erlassen:   

Natürliche Personen sowie juristische Personen des Privat- und öffentlichen Rechts, die öf-

fentliche oder private Veranstaltungen durchführen wollen, haben diese ab einer geplanten 

oder zu erwartenden Zahl von T eilnehmenden von mindestens 100 Personen der Landrä-

tin unter Angabe folgender Informationen unverzüglich schriftlich (Anschrift: Kreisverwal-

tung Teltow-Fläming, Gesundheitsamt, Am Nuthefließ 2) oder elektronisch  (E-Mail-Adresse: 

gesundheitsamt@teltow-flaeming.de) anzuzeigen:  

- Kontaktdaten des Veranstaltenden (Name, Anschrift, Telefon),   

- Veranstaltungsort und -zeit,   

- zu erwartende Zahl von Teilnehmenden,   

- Art der Veranstaltung (öffentlich, geschlossen, unter freiem Himmel).   

Veranstaltungen ab einer zu erwartenden Zahl von Teilnehmenden von mindestens 

1000 Personen im Gebiet des Landkreises Teltow-Fläming sind untersagt. Hiervon ausge-

nommen sind Kindertageseinrichtungen einschließlich Horte, Schulen, Internate, Berufs-

schulen, Hochschulen, die Teilnahme am öffentlichen Personennahverkehr sowie Arbeitsstät-

ten.  

Die Allgemeinverfügung tritt mit Wirkung ab 14. März 2020 in Kraft. 

Begründung   

Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festge-

stellt, so trifft die zuständige Behörde die nach § 28 Absatz 1 Satz 1 IfSG notwendigen 

Schutzmaßnahmen, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 

Krankheiten erforderlich ist.  

Unter den Voraussetzungen des § 28 Absatz 1 Satz 2 IfSG kann die zuständige Behörde zu-

dem Veranstaltungen oder sonstige Ansammlungen einer größeren Anzahl von Menschen be-

schränken oder verbieten, die eine Verbreitung von Krankheitserregern begünstigen.   

Die Landrätin ist nach § 3 Absatz 5 Satz 1 des Brandenburgischen Gesundheitsdienstgesetz 

(BbgGDG) die zuständige Behörde im Sinne des IfSG und nach § 28 Absatz 1 Satz 1 

IfSG für den Erlass von Schutzmaßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer 

Krankheiten zuständig.  
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Nach § 2 Nummer 1 IfSG sind Krankheitserreger im Sinne des Infektionsschutzgesetzes ver-

mehrungsfähige Agens (Virus, Bakterium, Pilz, Parasit) oder ein sonstiges biologisches 

transmissibles Agens, dass bei Menschen eine Infektion oder übertragbare Krankheit ver-

ursachen kann. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger gemäß 

§ 2 Nummer 1 IfSG.   

Aufgrund der steigenden Zahl von Infizierten mit SARS-CoV-2 in Deutschland sowie zwi-

schenzeitlich mehreren bestätigten Fällen im Land Brandenburg mit verschiedenen Index-

quellen, legt die Landrätin vorsorglich eine Anzeigepflicht für Veranstaltungen von mindes-

tens 100 Personen fest und untersagt bis  auf weiteres Großveranstaltungen mit einer Zahl 

von Teilnehmenden von mindestens 1000 Personen. Nach Einschätzung des Robert Koch-

Instituts (s. Allgemeine Prinzipien der Risikoeinschätzung und Handlungsempfehlung für 

Großveranstaltungen vom 11. März 2020) und des Gesundheitsamts können geringere Ein-

schränkungen, die eine Ausbreitung von SARS-CoV-2-Infektionen reduzieren, die Risiken bei 

solch großen Veranstaltungen nicht ausreichend mildern. Auf Messen, Kongressen oder grö-

ßeren Veranstaltungen kann es unter ungünstigen Bedingungen zu einer Übertragung auf 

viele Personen kommen. Insbesondere dort ist die Rückverfolgbarkeit von Kontaktpersonen 

extrem schwierig, bei mindestens 1000 Teilnehmenden nahezu ausgeschlossen. Eine zeit-

gleiche Infektion vieler Menschen kann zu einer Überlastung der örtlichen medizinischen Ver-

sorgungsstrukturen führen. Das Verbot von Großveranstaltungen ist aus diesem Grund zwin-

gend erforderlich.  

Ziel der Allgemeinverfügung ist es, die Übertragungswege von SARS-CoV-2 zu unterbrechen 

und das Risiko einzudämmen, ohne dabei das öffentliche Leben gänzlich zum Stillstand zu 

bringen. Um dies sicherzustellen, ist die hier verfügte Untersagung erforderlich und gebo-

ten. Mildere, gleich wirksame Mittel zur Erreichung dieses Zwecks sind nicht ersichtlich. Die 

Allgemeinverfügung ist angemessen, da sie nicht außer Verhältnis zu dem in der Allgemein-

verfügung angestrebten Schutz höherwertiger Rechtsgüter wie Leben, Leib und Gesundheit 

der Bevölkerung steht.   

Die Allgemeinverfügung ist kraft Gesetzes sofort vollziehbar nach § 28 Absatz 3 IfSG in Ver-

bindung mit § 16 Absatz 8 IfSG. Rechtsbehelfe haben somit keine aufschiebende Wirkung. 

Auf die Strafvorschrift des § 75 Absatz 1 Nummer 1 IfSG wird hingewiesen.   

Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung als bekannt gegeben (§ 1 

Absatz 1 Satz 1 VwVfGBbg in Verbindung mit § 41 Absatz 4 Satz 4 VwVfG). Die Veröffentli-

chung erfolgt am 13. März  2020 im Amtsblatt des Landkreises Teltow-Fläming. Sie ist nicht 

befristet, wird aber bei entsprechender erneuter Risikoeinschätzung ganz oder teilweise auf-

gehoben.   

 

Rechtsbehelfsbelehrung  

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Wider-

spruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der Landrätin des Landkreises Teltow-Flä-

ming, Am Nuthefließ 2, 14943 Luckenwalde schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen. 



Amtsblatt 

für den Landkreis Teltow-Fläming 08/2020 

Seite 9 von 10 
 

 

Sonstige Bekanntmachungen 

Beschlüsse der Verbandsversammlung des Zweckverbandes KMS Zossen vom 

25.02.20202 

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes KMS Zossen hat in der Sitzung am 

25.02.2020 folgende Beschlüsse gefasst: 

 

Beschluss-Nr. Kurzinhalt 

VV 01/2020 Feststellung des Jahresabschlusses 2018 und die Entlastung der Ver-

bandsvorsteherin 

VV 02/2020 Verwendung des Jahresergebnisses 2018 

VV 03/2020 Wirtschaftsplan 2020 

VV 04/2020 Teilnahme an den nächsten zwei Durchläufen des „Kennzahlenver-

gleichs Wasserversorgung und Abwasserentsorgung Brandenburg“ 

 

Beschluss-Nr. VV 01/2020 der Verbandsversammlung am 25.02.2020 

Beschlusstext: 

Der Feststellung des geprüften Jahresabschlusses 2018 (mit den Geschäftsbereichen Was-

ser und Abwasser) wird zugestimmt. Die Entlastung der Verbandsvorsteherin, Frau Heike 

Nicolaus, für das Wirtschaftsjahr 2018 wird erteilt. 

Der Jahresabschluss liegt in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes KMS Zossen in 

15806 Zossen, OT Wünsdorf, Berliner Allee 30-32 öffentlich aus und kann zu den Sprech-

zeiten (Dienstag von 09:00-12:00 Uhr und 13:00-18:00 Uhr sowie Donnerstag von 09:00-

12:00 Uhr und 13:00-16:00 Uhr) eingesehen werden. 

 

gez. 

H. Nicolaus 

Verbandsvorsteherin  
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Öffentliche Zustellung des Trink- und Abwasserzweckverbands Luckau gem. § 10 

Verwaltungszustellungsgesetz 

 

Die Anschrift des nachstehenden Zahlungspflichtigen ist unbekannt: 

 

Herrr 

Lutz Peter Gadtsch 

 

Zuletzt ansässig: 

Bahnhofstr. 54 

15910 Schönwald OT Schönwalde 

 

Versuche, Schriftstücke bekannt zu geben und Ermittlungen über seinen Aufenthalt sind er-

gebnislos verlaufen. 

Die ihm gegenüber erlassene Mahnung/Ankündigung der Vollstreckung vom 26.02.2020 

konnte postalisch nicht zugestellt werden. 

 

Zustellungsanordnung: 

Hiermit ordne ich eine öffentliche Zustellung in Form der öffentlichen Bekanntgabe der 

Mahnung Ankündigung der Vollstreckung vom 26.02.2020, gem. § 10 des Verwaltungszu-

stellungsgesetzes gegenüber Herrn Lutz Peter Gadtsch, zuletzt ansässig Bahnhofstr. 54, 

15910 Schönwald OT Schönwalde an. 

Der Bescheid gilt zwei Wochen nach seiner Bekanntmachung als zugestellt. 

Es wird darauf hingewiesen, dass nach wirksamer öffentlicher Zustellung, die Rechtsmittel-

frist gem. § 70 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) zu laufen beginnt, nach deren Ablauf 

Rechtsverluste drohen. 

Der Bescheid über die Mahnung/Ankündigung der Vollstreckung kann durch den Betroffe-

nen und dessen Bevollmächtigte beim Trink- und Abwasserzweckverband, Am Bahnhof 2, 

15926 Luckau, während der Dienstzeiten eingesehen werden. 

 

Luckau, den 09.03.2020 

 

 

 

gez. Ladewig 

Verbandsvorsteher    Siegel 


